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Gemeinde Haseldorf: Bebauungsplan Nr. 8 und 12. Flächennutzungsplanänderung 
Hier: Beteiligung gem. §§ 3 und 4 Abs. 2 BauGB. Stellungnahme des BUND-
Landesverband SH 

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Nachtmann,  

wir vom BUND SH bedanken uns für die Übersendung der Unterlagen und der 
Gelegenheit zu dem vorgenannten Verfahren Stellung zu beziehen.  

Wir sind etwas irritiert, für die Abgabe der Stellungnahme wird in der 
Bekanntmachung vom 09.12.2025 als Adressat ausschließlich das Amt Gums 
genannt. Zur Vermeidung von Formfehlern geht unsere Stellungnahme nunmehr an 
das Amt Gums und nachrichtlich an das Büro dn.stadtplanung GbR 

12. Änderung Flächennutzungsplan 

Wir stimmen der 12. Flächennutzungsplanänderung mit folgender Begründung nicht 
zu.  

Obstplantage 

Aus naturschutzfachlicher Sicht zeigt die seit langem aufgelassene Obstplantage 
das Charakteristikum vielfältiger Biotopstrukturen auf. Das Plangebiet ist 
nachgewiesener Lebensraum zahlreicher Arten und erfüllt aus unserer Sicht den 
Status eines geschützten Biotops. Zum langfristigen Erhalt der Fläche ist eine 
Unterschutzstellung der gesamten Fläche dringend notwendig. Eine Beseitigung der 
ehemaligen Obstplantage kann nur über eine rechtliche Entscheidung getroffen 
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werden. Die Beseitigung von gesetzlich geschützten Biotopen ohne Befreiung vom 
Biotopschutz ist bußgeldbewehrt. 

Schilfröhrichtbestand: 

Im Bereich der Straße Kamperrege liegt ein gesetzlich geschütztes Biotop, ein 
Schilfröhrenbestand – Biotopnummer 325405942-1018. Im nordwestlichem Bereich 
der Planfläche befindet sich ebenfalls ein Schilfröhrenbestand (s. Grafik und Fotos). 
Es ist für uns nicht nachvollziehbar, warum auch dieser Bestand nicht unter Schutz 
steht. Aus unserer Sicht erfüllt auch dieser Schilfgürtel die Kriterien für ein 
gesetzlich geschütztes Biotop gem. § 30 BNatSchG. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Abb.2:Schilfgürtel  Blickrichtung Nord an der westlichen 
Grenze 

Abb.3:Schilfgürtel  Blickrichtung West 

 

 
Abb. 1: Schilfgürtel rot umrandet 



 

 

Für die Überprüfung einer Unterschutzstellung sind Kartierungen folgender 
Verdachtsflächen erforderlich: 

1. der Obstbaumplantage  

2. der Schilfröhrichtbestand westlich an der Obstplantage (Abb. 1 rot umrandet) 

Verstoß gegen § 44 BNatSchG 

Wir verurteilen auf schärfste die vorzeitige Rodung eines breiten Gehölzstreifens. 
Hierbei wurde nach einer Meldung von Anwohnern auch ein Dachsbau nachhaltig 
geschädigt. Es ist zu überprüfen, ob ein Verstoß gegen § 44 BNatSchG vorliegt und 
eine entsprechende Ahndung vorgenommen werden muss. 

Es stellt sich für uns auch die Frage, ob der entfernte Gehölzbestand vor der Rodung 
auf Fledermausbesatz überprüft wurde. Auch hier liegt ein Verstoß gegen § 44 
BNatSchG vor, hier die Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten besonders 
geschützter Tierarten. 

Regionalplan 

Das Plangebiet liegt gemäß dem in der Überarbeitung befindlichen Regionalplans in 
einem Grünzug. Der Regionalplanentwurf, Kap. 2.2 Regionale Grünzüge und 
Grünzäsuren besagt, dass in den regionalen Grünzügen planmäßig nicht gesiedelt 
werden darf. Somit entspricht die Planung nicht den Zielen des Landes und eine 
Bebauung ist in diesem Bereich nicht statthaft. 

 

Sollte die Gemeinde an der Bebauung festhalten, legen wir unsere Bedenken, 
Kritikpunkte und Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 8 nieder. 
  

 

Abb. 4:Schilfgürtel Wördenwedder Ost Abb. 5: Schilfgürtel Wördenwedder an der nördlichen 
Grenze 



 

Bebauungsplan Nr. 8 

Begründung 

7. Festsetzungen zur Grünordnung / Landschaftsbild 

Die Aussage, die äußere Gehölzreihe weitgehend zu erhalten, entspricht nicht mehr 
den Gegebenheiten, zahlreiche Sträucher und Bäume sind auf den 
Maßnahmenflächen 1+2 bereits entfernt (s. Abb. 5+6).  

Es fehlt die Ermittlung des Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Landschaft – Wert- 
und Funktionselemente mit besonderer Bedeutung Ortsrand, kulturhistorisch 
bedeutsamen Landschaften, Landschaftsteilen und -bestandteilen 
(Kulturlandschaften), charakteristischen Landschaftselemente –. 

9.10 Kompensation 

Die Darstellung der Ausgleichsbilanz der Schutzgüter Pflanzen und Tiere ist schwer 
nachvollziehbar. Eine tabellarische Darstellung (wie bei dem Schutzgut Boden), 
getrennt nach den jeweiligen Eingriffen und den Ausgleichsfaktoren bezogen auf den 
Kompensationsbedarf ist transparenter als ausschließlich die gewählte Textform.  

Schilfröhrichtbestand 

Das gesetzlich geschützte Biotop an der Straße Kamperrege soll im Verhältnis 1:1 
ausgeglichen werden. Diesen Faktor halten wir aus naturschutzfachlicher Sicht für zu 
gering. Wir halten einen naturschutzrelevanten Ausgleich des gesetzlich geschützten 
Biotops im Verhältnis von 1:3 für erforderlich. 

Der Röhrichtbestand wurde durch vorzeitige Räumungsarbeiten geschädigt. Die 
Schädigung des Schilfgürtels und die Rodung der Gehölzreihe wurde von Anliegern 

 Abb.5: Rodung an der Straße Kremper Weg 



 

zur Anzeige gebracht. Wir können in den vorliegenden Unterlagen keine 
Kompensationsmaßnahmen zu dem vorzeitig beseitigten Schilfgürtels erkennen. Der 
Ausgleich für den beschädigten Röhrichtbestand ist noch zu ermitteln und der 
Kompensationsbilanz hinzuzurechnen. 

Maßnahmenflächen 

Die Maßnahmenflächen 1 und 2 sind mit ihrer Größenordnung lediglich mit ihrer 
Breite dargestellt. Quadratmeterangaben könnten das Ausgleichserfordernis besser 
einordnen. Die Zusammenfassung mit dem Kompensationsbedarf für den 
Artenschutz, des Bodens und des Waldes lassen nicht erkennen, ob der erforderliche 
Ausgleich gemäß der Eingriffsregelung des Landes Schleswig-Holstein entspricht.  

In der Ausgleichsbilanz fehlt der Ausgleich für die vorzeitig über das notwendige Maß 
hinaus gerodeten Gehölze (Abb.6). Dieser ist noch zu ermitteln und der 
Kompensationsbilanz hinzuzufügen. 

 

13.2. Entwässerung 

Angesichts der häufiger auftretenden Starkregenereignisse halten wir das für die 
Entwässerung zugrunde gelegte 30-jährige Regenereignis für zu gering. Wir 
befürchten zudem, dass bei einer zu geringen Ableitung und der Höhendifferenz des 
Plangebietes zum benachbarten Wohngebiet hin, es zu einer Überschwemmung der 
nachbarlichen Bebauung kommen kann. Die Wöhrderwetter ist bei Starkregen 
überlastet und wird das Plangebiet dann nicht entwässern können. Für die 
Berechnung der Entwässerungskapazität sollte mind. ein 50-jähriges Regenereignis 
herangezogen werden. 

 

Abb. 6: Rodung Gehölze 



 

14.2.1.3. Schutzgut Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt 

Wir kritisieren den Umfang des Artenschutzgutachtens. Anlehnend an die 
Kompensationsermittlung Straßenbau sollen: 

zur besseren Beurteilung der Tier- und Pflanzenwelt, insbesondere zur detaillierten Abgrenzung ihrer 
Gesamt- und Teillebensräume und zur Ermittlung von Art und Umfang ihrer Betroffenheit im Einzelfall, 
vertiefende qualitative und ggf. quantitative Untersuchungen der Flora oder bestimmter Artengruppen der 
Fauna erforderlich werden. Sie sind auf die projektspezifischen Fragestellungen des Arten- und 
Biotopschutzes im Untersuchungsraum auszurichten und sollten mindestens eine vollständige 
Vegetationsperiode umfassen. 

Somit verweisen wir auf die einzelnen Schutzgüter: 

Brutvögel 

Wir halten weiterhin unsere Anregungen und Bedenken zum Vogelschutz aufrecht - 
Der EuGH stellte im letzten Jahr klar:  

Jeder einzelne Vogel ist unabhängig von seiner Gefährdungslage durch die Verbote des 
Artenschutzrechts geschützt. In seinem Urteil vom 1. August 2025 (C-784/23) stärkt 
der Europäische Gerichtshof (EuGH) den Artenschutz für Vögel, indem er eindeutig 
festhält, dass die Verbotstatbestände für jeden einzelnen Vogel gelten. Dabei spielt es 
keine Rolle, ob eine Vogelart selten ist oder sich ihre Population in einem rückläufigen 
Trend befindet. Entscheidend ist allein, dass das Schutzregime des Art. 5 der 
Vogelschutzrichtlinie (VRL) für alle Vögel gleichermaßen Anwendung findet. 

Das Urteil des EuGH bedeutet für die Anwendung des § 44 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), dass die dort geregelten Zugriffsverbote 
unabhängig von der Gefährdung oder dem Bestandstrend einer Art einzuhalten sind. 
Jeder einzelne Vogel ist durch die gesetzlichen Verbote geschützt, auch vermeintlich 
ungefährdete Arten genießen daher umfassenden Schutz. So sind bei der 
Unvermeidbarkeit von Eingriffen Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung der 
Arten zu treffen, CEF-Maßnahmen oder u.a. mit Nisthilfen oder unter Beachtung des 
Animal Aided Design.12 

Flurangaben 

Der Ausgleich Schutzgut Tiere (Brutvögel) soll in Haseldorf auf der Fläche Flur 2 
Flurstück 26.1 und 26.2 erfolgen. In Alkis Flurstücke sind jedoch in Flur 2 keine 
Flurstücke 26.1 und 26.2 dargestellt, das Grundstück ist insgesamt als Flur 2 
Flurstück 26 gekennzeichnet. Bitte korrigieren oder neu zuordnen. 

 

 
1 Alle Fotos und Grafik - Anlieger 
2 https://animal-aided-design.de/ 



 

Fledermäuse 

Das Plangebiet ist Nahrungshabitat für zahlreiche Fledermausarten. Es konnte nicht 
sicher bestimmt werden, ob auch Überwinterungsplätze und Wochenstuben 
vorhanden sind. Das Artenschutzgutachten bezieht sich hinsichtlich des 
Fledermausbestandes großenteils auf visuelle Untersuchungen und einer 
Potenzialanalyse. Für eine gesicherte Bestandsaufnahme halten wir jedoch eine 
mindestens dreimalige Begehung der ehemaligen Plantage mit Horchkästen und 
Detektoren für erforderlich. 

Den Ausgleich für Fledermäuse in Form von Fledermauskästen sehen wir als nicht 
ausreichend an. In der Darstellung der Ausgleichsmaßnahmen ist nicht erkennbar, ob 
für Fledermäuse weiterer Ausgleich vorgesehen ist. Die Eingriffsregelung sieht für 
den vollständige Verlust eines Lebensraums, der kurzfristig nicht wiederherstellbar 
ist, einen Ausgleichsfaktor von 1:3 vor. Die Neuberechnung zum Schutzgut 
Fledermaus ist noch mit zu berücksichtigen und nachzutragen. 

Vor dem Eingriff (hier Fällung der Bäume) ist stets eine Erfassung potenzieller 
Quartiere und Baumquartiere durch eine fledermauskundlich erfahrene Fachkraft 
durchzuführen. Bei laubabwerfenden Gehölzen erfolgt dies üblicherweise in 
unbelaubtem Zustand. Das verbleibende Risiko von Fehleinschätzungen hinsichtlich 
des Auftretens von Quartierstrukturen z. B. im Wipfelbereich hoher Bäume sollte 
beachtet werden. Zur Erfassung von Fledermausvorkommen sollte neben der 
Inaugenscheinnahme ggfs. auch die Endoskopie eingesetzt werden. Gerade kleine 
Fledermausarten sitzen in Spalten und sind mit ihrem braunen Fell nahezu 
unsichtbar.  

Amphibien 

Das pauschale Hinnehmen eines Verlustes an Amphibien durch Bautätigkeiten ist 
aus unserer Sicht nicht akzeptabel. Vor Baubeginn müssen geeignete Maßnahmen 
festgelegt werden, mit denen eine unbeabsichtigte Tötung von Amphibien in der 
Bauphase vermeidbar ist, zum Beispiel mittels Amphibienzäune zur Wetter und der 
angrenzenden Grünfläche hin. 

Die Amphibienwanderung beginnt durch den Klimawandel bedingt immer früher, in 
den letzten Jahren begann sie bereits im Februar. Somit könnte die festgesetzte 
Schutzfrist vom 01.03. bis 31.07. nicht ausreichend sein. 

Insekten 

Am Beispiel der FFH-Art Scharlachkäfer (Cucujus cinnaberinus) 

Es fehlt eine Erfassung und Bestimmung verschiedener Insektenarten. Bereits im 
Jahr 2016 wurde für Schleswig-Holstein der Nachweis des Scharlachkäfers (Cucujus 
cinnaberinus) dokumentiert. Die FFH-Art ist aus dem Hamburger Raum im Bereich 
der Elbe migriert und erschließt sich seitdem weitere Lebensräume. Das Plangebiet 



 

eignet sich mit seinen Weiden und Pappeln für den scharlachroten Käfer, zudem gibt 
es mehrere Nachweise in und um Hamburg. Aus diesen Gründen ist zu überprüfen, 
ob der nach Anhang II und Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützte Käfer oder 
weitere geschützte Arten im Plangebiet vorkommen.  

Der Vorwurf einer Übererfüllung zum Thema Artenschutz wird von uns 
zurückgewiesen. Es ist richtig, dass ein Vorhabenträger kein lückenloses 
Arteninventar nachzuweisen hat. Aber ohne eine konkrete Bestandserfassung ist 
zumindest der europäische Naturschutz in aller Regel nicht mit der notwendigen 
Verfahrens- und Rechtssicherheit zu betrachten. Wir haben es hier mit einem 
vielfältigen und bisher ungestörten Lebensraum zu tun, der gerade Insektenarten, wie 
Glieder- oder Sechsfüßer, Hautflügler - und auch Amphibien oder Fledermäusen 
Schutz, Ruhe- und Fortpflanzungsstätten bieten kann. Besteht der Verdacht, dass 
eine Relevanzschwelle überschritten ist, sind u.U. auch weitergehende 
Untersuchungen notwendig. Die naturräumlichen Gegebenheiten lassen vermuten, 
dass für wenig mobile Arten wenig, bis keine Ausweichmöglichkeit vorhanden ist. Der 
Wald liegt inmitten landwirtschaftlicher Flächen ohne weitere größere 
Gehölzstrukturen.  

Pionierwald 

Der Ausgleichsfaktor Wald ist mit dem Faktor 1.1 zu gering bemessen. Die 
Eingriffsregelung des Landes SH besagt, dass bei mittelfristig wiederherstellbaren 
Funktionen und Werten (z.B. Obststreuwiesen, Jungwaldbestände) mindestens im 
Verhältnis 1 zu 2 ausgeglichen werden muss. Somit ist die Ausgleichsbilanz neu zu 
berechnen. 

Der Pionierwald soll in Flur 8, Flurstück 26.1 ausgeglichen werden. Diese Fläche quert 
jedoch mittig eine Freileitung! Bäume, wie z.B. Stieleichen (Quercus rubor) erreichen 
ihrem natürlichen Wuchs und Alter entsprechend 40-50 m Höhe. Freileitungen 
müssen jedoch von hohen Unterbewuchs freigehalten werden. Daher sehen wir diese 
Maßnahmenfläche für die Neuwaldbildung als nicht geeignet an. Sollte die Fläche 
aufgrund der Freileitung nur mit Sträuchern und niedrigen Gehölzen bepflanzt 
werden, ist der Ausgleichsfaktor dementsprechend noch zu erhöhen. 

14.2.1.8. Schutzgut kulturelles Erbe und Schutzgut sonstige Sachgüter 

Zu dem Thema Hochwasserschutz verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 
22.03.2023. Kommunen und Gemeinden können ihre Bürger*innen mit dem Risiko 
und der Vorsorge nicht als alleinverantwortlich zeigen. Bebauungspläne sollten 
Vorsorge thematisieren und geeignete Maßnahmen installieren. 
  



 

Biotop Streuobstwiese nordwestlich der Planfläche 

Die Planung kann zu Emissionen (Lärm und Scheuchwirkung) auf das nördlich 
gelegene Biotop „Streuobstwiese“ Biotopnummer 325385944-1008 führen. Der 
Ausgleich muss höher angesetzt werden, wenn negative Auswirkungen auf ein Biotop 
zu erwarten sind. Hier sind es die Auswirkungen durch Gewerbebetrieb und 
Hundewiese. Der Ausgleichsfaktor ist hierfür noch anzusetzen und nachzutragen. 

14.4 Lärm 

Hier trifft die Planung eines Gewerbegebietes auf eine bestehende Wohnbebauung 
und es bedarf besonderer Lärmschutzmaßnahmen zum Schutzgut Mensch in der 
Nachbarschaft. Wir sehen zum Thema Lärm die Problematik, dass im 
Schallgutachten auf den Trennungsgrundsatz nicht ausreichend eingegangen wurde. 
Wir halten den Lärmschutz auf die benachbarte Wohnbebauung nicht für 
ausreichend behandelt. So können z.T. erhebliche Lärmemissionen von den 
wirtschaftenden Betrieben ausgehen, z.B. von Fahrten mit dem Gabelstabler oder der 
Nutzung lärmintensiver Geräte wie z.B. einer Flex. Die Orientierungswerte für 
allgemeine Wohngebiete betragen nach DIN 18005 55/45(40) dB(a) tags/nachts und 
sollten im Entwurf des B-Plans angepasst werden. Zudem sollten zum Schutz der 
Wohnbauflächen Verbotszeiten für Staplereinsätze nach 20 Uhr bis 7 Uhr und 
Ruhezeiten an Sonn- und Feiertagen festgesetzt werden. 

Wir halten die Setzung der Emissionspunkte direkt an der Außenwand der 
Wohngebäude für nicht akzeptabel. Neben dem Wohnen gehört genauso die 
bestimmungsgemäße Nutzung des Gartens, u.a. auch zur Erholung. Der Anspruch 
gesunder Wohnverhältnisse darf durch erhebliche Lärmemissionen nicht 
eingeschränkt werden. Daher ist der Emissionspunkt aus unserer Sicht höchstens an 
der Grundstücksgrenze anzusetzen.  

Wir fragen uns, warum ein Höhenbezugspunkt von 1 m herangezogen wurde. Die 
Bezugspunkte sollten transparent und nachvollziehbar dargestellt werden. 

Klima 

Die Klimakrise eine der bedeutenden gesellschaftlichen Themen und müssen auch 
im B-Plan dargelegt werden, so unter anderem die Auswirkungen der Baumrodung 
auf den Klimawandel. Mit der fehlenden Thematik, die Auswirkungen der Planungen 
auf den Klimawandel könnte u.E. ein Verstoß gegen § 13 Abs 1 Klimaschutzgesetz 
(KSG) vorliegen. 

Landschaftsschutzgebiet 

Eine aktuelle Verordnung und eine dazugehörige Karte für die Kreisverordnung zum 
Schutz von Landschaftsteilen sind noch nicht veröffentlicht. Auf der Homepage des 
Kreises Pinneberg steht: „Karte für das LSG vom 31.10.1969 zur Zeit in 



 

Überarbeitung“. Nach unserem Dafürhalten gelten bis zur Veröffentlichung der neuen 
Karte die alten Grenzen des Landschaftsschutzgebietes. Eine Bebauung im 
Landschaftsschutzgebiete ist nach der Kreisverordnung derzeit nicht erlaubt. 

Alternativenprüfung 

Wir freuen uns, dass unserer Fragestellung zur Alternativenprüfung nachgegangen 
wurde. Doch das Fazit aus dieser Prüfung ist u.E. nicht schlüssig. Demnach soll u.a. 
eine Integration der Bebauung in oder am Innenbereich stattfinden. Doch ohne 
weitere Begründung findet die Bebauung dennoch am Ortsrand statt. Eine Regelung, 
die der Gesetzgeber eigentlich verhindern möchte – Zersiedelung der Ortsränder bzw. 
bauen auf der „grünen Wiese“. 

 

Ergänzungen zur Bekanntmachung vom 09.12.2025 

Schutz von Bäumen 

Hier fehlt die Richtlinie „R SSB“ zum Schutz von Bäumen auf Baustellen 

 

 

Wir bitten höflichst um die Zusendung des Abwägungsergebnisses. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Marina Quoirin-Nebel 

f. d. BUND SH 


